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Öffentliche mündliche Anhörung zu dem 
 
Gesetzentwurf 
Fraktion der CDU, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Gesetz zur Verbesserung der Kooperation von Körperschafts- und 
Privatwaldbetrieben beim Verkauf von Holz und in forstwirtschaftli-
chen Zusammenschlüssen 
– Drucks. 20/396 – 
 
hierzu: 
 
Stellungnahmen der Anzuhörenden 
– Ausschussvorlage ULA 20/1 – 
– Ausschussvorlage ULA 20/2 – 
 
(Teil 1 verteilt am 17.05.19, Teil 2 verteilt am 28.05.19) 
 
 
Vorsitzende: Meine sehr geehrten Damen und Herren, werte Anzuhörende, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr verehrte Gäste! Ich eröffne die 4. Sitzung des Ausschusses für 
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. Als Vertreterin der Landes-
regierung begrüße ich Frau Staatsministerin Hinz, und insbesondere heiße ich Sie, werte 
Anzuhörende, herzlich willkommen.  
 
Die Einladung zu dieser öffentlichen Anhörung ist form- und fristgerecht ergangen.  

 
(Die Vorsitzende stellt die Anwesenheit der Anhörenden fest.) 

 
Wie bereits erwähnt: Wir haben eine öffentliche mündliche Anhörung. Die schriftlichen 
Stellungnahmen der Anzuhörenden liegen bereits vor. Wir kommen jetzt zu den mündli-
chen Statements. Ich möchte darauf hinweisen, dass wir Abgeordnete im Hessischen 
Landtag sehr fleißig sind und Ihre schriftlichen Stellungnahmen gelesen haben. Deshalb 
habe ich die Bitte an Sie, in Ihrem Vortrag eine Redezeit von fünf Minuten nicht zu über-
schreiten und sich in Ihren Darstellungen auf den Wesenskern zu konzentrieren.  
 
An die Abgeordneten appelliere ich, in der anschließenden Fragerunde den Schwer-
punkt wirklich auf Fragen zu legen und sie nicht dazu zu nutzen, um eine Generaldebat-
te zu führen.  
 
Zunächst hören wir die Stellungnahmen der Vertreter der kommunalen Familie. Ich darf 
Herrn Jung vom Hessischen Städte- und Gemeindebund das Wort erteilen.  
 
 
Herr Jung: Zunächst bedanken wir uns für die Möglichkeit, uns zu äußern, die uns einge-
räumt worden ist. Ich will es kurz machen.  
 
Erster Punkt. Wir haben in unserer Stellungnahme relativ ausführlich dargelegt, wo wir 
europarechtliche Bedenken hinsichtlich der Vergaberegelungen haben. Schwerpunkt 
ist die europarechtliche Vorgabe, dass bei der Beteiligung Privater in der Regel keine In-
House-Vergabe mehr möglich sein wird. Aus unserer Sicht erlangt das auch im inner-
staatlichen Recht Geltung, sodass der vorliegende Gesetzentwurf das auf der landes-
rechtlichen Ebene nicht aushebeln kann.  
 

http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/6/00396.pdf
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Der zweite Punkt betrifft § 121 HGO. Aus unserer Sicht ist man da bei dem Gesetzent-
wurf zu kurz gesprungen. Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf würden Organisations-
formen nur sehr begrenzt von den Vorschriften des § 121 HGO – sprich: wirtschaftliche 
Betätigung – freigestellt. Ausgeschlossen wären weiterhin Kommunen, die sich in 
Zweckverbänden und Anstalten des öffentlichen Rechts zusammengeschlossen haben. 
Ausgeschlossen wären weiterhin Kommunen, die selbst ihren Wald beförstern. All diese 
kommunalen Organisationsformen könnten nach dem momentanen Stand ihre Privat-
waldbesitzer vor Ort weiterhin nicht beim Holzverkauf mitnehmen.  
 
Aus unserer Sicht führt das mittelfristig dazu, dass wir Unfrieden im Land stiften; denn die 
Bürgermeister aus dem Odenwald z. B. müssten ihren Bürgern erklären, warum sie den 
Holzverkauf nicht mit übernehmen könnten, während die nordhessischen Kommunen, 
die jetzt noch keine Organisationsformen haben und in deren Interesse der Gesetzent-
wurf ursprünglich formuliert wurde, ihre Bürger mitnehmen. Aufgrund des Gesetzent-
wurfs wird sich aber keine neugegründete Organisationsform – eine Anstalt des öffentli-
chen Rechts oder ein Zweckverband – noch einmal an einer Forstbetriebsgemeinschaft 
beteiligen oder sich in eine Gesellschaft umwandeln. Von daher müsste der Gesetz-
entwurf aus unserer Sicht deutlich weiter gefasst sein und die Kommunen bei der Beförs-
terung insgesamt von den Vorschriften des § 121 HGO befreien.  
 
 
Herr Dr. Dieter: Ich kann auf unsere schriftliche Stellungnahme verweisen, die zu den 
Fragen die HGO betreffend Ausführungen enthält, die dem ähneln, was Herr Jung vom 
Hessischen Städte- und Gemeindebund gesagt hat. Wir sind uns da im Wesentlichen 
einig. Eine intensive Prüfung vergaberechtlicher Fragen, wie sie der Hessische Städte- 
und Gemeindebund vorgenommen hat, haben wir nicht durchgeführt. Wir haben sie 
aber nachvollzogen. Unsere für Vergabe zuständige Referatsleiterin teilt die Bedenken 
der Kollegen aus Mühlheim.  
 
 
Vorsitzende: Ich schlage vor, dass wir nach den Statements der Vertreter der Kommu-
nalen Spitzenverbände die erste Fragerunde anschließen. Ich darf um Wortmeldungen 
bitten. – Herr Grumbach, bitte schön. 
 
 
Abg. Gernot Grumbach: In solchen Fällen, also wenn Ihnen solche Bedenken kommen, 
lautet die Frage: Haben Sie eine Alternativformulierung?  
 
 
Herr Jung: Wie gesagt, die Alternative wäre, § 121 HGO insgesamt für die Beförsterung 
durch die Kommunen zu öffnen. Entweder schreibt man in das Hessische Waldgesetz, 
dass man ihn nicht so eng fasst – nicht so eng, wie es in Artikel 1 des Gesetzentwurfs in 
Bezug auf § 21a des Hessischen Waldgesetzes formuliert ist –, d. h. auf bestimmte Ge-
sellschaftsformen beschränkt, oder man fügt in § 121 Abs. 2 HGO einen weiteren Aus-
nahmetatbestand hinzu – es sind schon Ausnahmetatbestände enthalten; das wäre 
eine neue Ziffer 5 –, wonach die Beförsterung ausgenommen ist.  
 

(Abg. Gernot Grumbach: Und die EU?) 
 
– Der § 121 HGO ist, was das EU-Vergaberecht angeht, erst einmal nicht berührt. Bei der 
zweiten Frage, ob man, nachdem § 121 HGO geändert worden ist, Organisationen 
gründen oder Zusammenarbeitsformen etablieren kann, die weiterhin dem Vergabe-



Tm/my – 6 – ULA 20/4 – 29.05.2019 
 
 
recht genügen, kommt es auf den Einzelfall an. Diese Frage lässt sich leider nicht abs-
trakt beantworten.  
 
 
Abg. Lena Arnoldt: Herr Jung, dazu habe ich eine Nachfrage: Um welche Organisati-
onsformen im engeren Sinne handelt es sich da? Sie haben gesagt, der Zweckverband 
ist ein Thema. Soviel ich weiß, können private Waldbesitzer auch Mitglieder von Zweck-
verbänden werden. Das ist mein aktueller Wissensstand. Welche Organisationsformen 
betrifft das aus Ihrer Sicht noch?  
 
 
Herr Jung: Es betrifft die Anstalt des öffentlichen Rechts. Aus unserer Sicht ist es nicht er-
forderlich, dass die Privatwaldbesitzer Mitglieder öffentlich-rechtlicher Organisations-
formen – sprich: der Anstalt oder des Zweckverbands – werden. Es würde genügen, die 
Dienstleistung für die Privatwaldbesitzer anzubieten. Aber der neue § 21a Abs. 1 des 
Hessischen Waldgesetzes, wie er in dem Gesetzentwurf formuliert worden ist, beschränkt 
die Ausnahmeregelung auf Forstbetriebsgemeinschaften, forstwirtschaftliche Vereini-
gungen oder Gesellschaften. Darunter fallen weder der Zweckverband noch die An-
stalt des öffentlichen Rechts.  
 
 
Abg. Lena Arnoldt: Letzte Frage. Aber man könnte das lösen, indem man Dienstleis-
tungsverträge mit den Privatwaldbesitzern abschließt. Dann wäre das Problem doch 
behoben. Sehen Sie das auch so, oder sehe ich das falsch? 
 
 
Herr Jung: Das Problem wäre nicht behoben; denn auch im Rahmen von Dienstleis-
tungsverträgen wären die Kommunen am Markt tätig, und diese Markttätigkeit – egal 
ob ich das separat mache, jemanden beteilige oder es nur als Dienstleistung anbiete – 
gilt nach § 121 HGO als wirtschaftliche Betätigung. 
 
 
Herr Dr. Dieter: Wir alle sind uns, was das Ziel betrifft, einig. Das ist mein Eindruck. Wir wol-
len möglichst eine solche Zusammenarbeit eröffnen. Dann ist es doch am einfachsten, 
wenn der Gesetzgeber all das berücksichtigt, was möglich ist, statt dass hinterher die 
Rechtsfragen auftauchen, die Herr Jung hier zu Recht thematisiert hat. Wenn man sich 
einig ist, ist die Gesetzgebung doch nur ein formales Nachvollziehen.  
 
 
Vorsitzende: Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich darf nun Herrn Raupach 
das Wort erteilen. 
 
 
Herr Raupach: Auch wir bedanken uns sehr dafür, dass wir hier angehört werden und 
dass der Gesetzentwurf von den Regierungsfraktionen in dieser Geschwindigkeit auf 
den Weg gebracht wurde; denn er tut not.  
 
Erster Punkt. Ich möchte noch einmal auf die wirklich außergewöhnliche Situation ver-
weisen. Wir müssen die Holzvermarktung für Wald besitzende Kommunen und private 
Waldbesitzer unter einem sehr hohen Zeitdruck neu organisieren. In manchen Regionen 
haben wir bis zum September Zeit, in manchen noch bis Ende nächsten Jahres. Das ist 
eine Situation, die nicht abzusehen war und auf die weder die Kommunen noch die 
Privatwaldbesitzer noch ihre bestehenden Zusammenschlüsse vorbereitet sind. Wir ha-
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ben also große Regionen in Hessen, in denen die Vorsitzenden von Forstbetriebsge-
meinschaften noch immer nicht wissen, wie sie überhaupt auf den Weg kommen sollen 
– selbst wenn wir ihnen mitteilen, dass die Hürden in der Hessischen Gemeindeordnung 
und im Vergaberecht in Kürze vom Landtag aus dem Weg geräumt sein werden.  
 
All das hat mit Menschen zu tun. Das sind ehrenamtliche Vorstände, die darüber ent-
scheiden müssen, eine Holzvermarktungsorganisation zu gründen und dabei ein höhe-
res Risiko einzugehen: Personal einzustellen, Umsätze zu verantworten und – so sage ich 
es einmal – wirtschaftlich tätig zu werden, also als Unternehmer dazustehen. Es sind Wirt-
schaftsunternehmen, die da entstehen.  
 
Zweiter Punkt. Das passiert nach den Witterungsextremen des letzten Sommers, die da-
zu geführt haben, dass der Nadelholzmarkt vollständig zusammengebrochen ist. Na-
delholz ist im Moment praktisch unverkäuflich. Bitte stellen Sie sich folgende Situation 
vor: Sie sollen eine Holzvermarktungsorganisation gründen, und das Holz der Baumart, 
mit dem 80 % der Betriebseinnahmen generiert werden, ist im Moment praktisch unver-
käuflich. Das ist ein Risiko, das Sie im Moment eigentlich gar nicht eingehen können.  
 
Jetzt komme ich zu dem Gesetzentwurf: Wir sind erstens der festen Überzeugung, dass 
es ein Schritt in die richtige Richtung ist, die Kommunen von den Hürden des § 121 HGO 
zu befreien. Wir schließen uns der Stellungnahme des Hessischen Städte- und Gemein-
debunds an: Es wäre gut, wenn diese Freiheiten weiterhin gewährt würden, sodass 
auch einzelne Kommunen und Zusammenschlüsse von Kommunen tätig werden kön-
nen.  
 
Es ist erwünscht, dass die Zusammenschlüsse, die entstehen, forstwirtschaftliche Zusam-
menschlüsse nach dem Bundeswaldgesetz sind. Die Realität ist aber eine andere. Es 
entstehen Anstalten des öffentlichen Rechts, und es entsteht ein Zweckverband. Das 
sind reine kommunale Zusammenschlüsse, und diese Kommunen sind von Privatwald-
besitzern umgeben, die derzeit noch – wenn sie nicht gerade 100 ha Fläche oder mehr 
haben – ihr Holz über die Forstämter verkaufen können. Aber wir müssen jetzt eine Struk-
tur entstehen lassen, die zukunftsfähig ist: die Zusammenarbeit über die Betriebsgrenzen 
hinweg ermöglicht, damit Synergien und kostengünstige Vermarktungslösungen entste-
hen. Wenn es so weit kommt, dass sich sozusagen im Wald die Vermarkter des Holzes 
aus den kommunalen Zusammenschlüssen und die Förster begegnen, die das Holz aus 
dem Privatwald verkaufen, entsteht eine sehr kostenintensive und ineffiziente Struktur.  
 
Das sollten wir vermeiden. Das können wir vermeiden, indem wir jetzt Freiheiten gewäh-
ren, um der Entstehung dieser Zusammenschlüsse vor Ort maximale Möglichkeiten ein-
zuräumen. Die Strukturen sind in Hessen sehr unterschiedlich. Wir haben im Westerwald, 
im Hochtaunus-Kreis und im Rheingau-Taunus-Kreis große Wald besitzende Kommunen, 
deren Wälder aneinandergrenzen. Im Odenwald und im Gladenbacher Raum haben 
wir aber ganz andere Strukturen: viel Kleinprivatwald. Wir haben im Norden und im Os-
ten von Hessen sozusagen Gemischtwarenläden: Dort finden Sie auf einer großen Flä-
che mitten in den Staatswald 100 Kommunalwälder eingestreut, die aber zusammen 
nur 26.000 ha umfassen. Das heißt, Sie werden die Flächen und die Holzmengen, die Sie 
brauchen, um schlagkräftige und wirtschaftlich tragfähige Vermarktungsorganisationen 
entstehen zu lassen, in diesen Regionen nur bekommen, wenn Sie das Holz über große 
Entfernungen hinweg bündeln. „Große Entfernungen“ heißt immer: Wenn ein Förster 
dorthin fahren muss, wird es teuer.  
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Deshalb noch einmal mein Appell: mehr Freiheiten geben. Wir sehen, dass dieser Ge-
setzentwurf ein Schritt in die richtige Richtung ist, aber möglicherweise geht er nicht weit 
genug. Wir sehen vor allem die Hürde der Bindung an die Tariftreue.  
 
Dabei möchte ich betonen, wir sind durchaus dafür, dass nach Tarif bezahlt wird. In den 
kommunalen Zusammenschlüssen wird das ohnehin passieren. Aber in den Strukturen, 
die ich gerade beschrieben habe und die durch große Entfernungen, viel Kleinprivat-
wald und eine Gemengelage von Kommunal- und Staatswald gekennzeichnet sind, 
wird es extrem schwierig sein. Da brauchen Sie die Zusammenarbeit von hauptamtlich 
angestellten Kräften, von Teilzeitkräften und von ehrenamtlich Tätigen. Das muss sich 
erst einmal einspielen. Man braucht Zeit, um das überhaupt entstehen zu lassen. Erst 
wenn ein Zusammenschluss entstanden ist, kann man über diese Fragen nachdenken: 
Wie strukturieren wir das? Wie bezahlen wir die Leute, damit das dauerhaft tragfähig 
wird? – Die Tariftreue kann in einem zweiten Schritt behandelt werden. 
 
Deswegen schlagen wir Ihnen vor: Verzichten Sie jetzt auf die Bindung an die Tariftreue, 
wie Sie im Hessischen Tariftreuegesetz verankert ist, und erteilen Sie den Auftrag, dieses 
Gesetz in fünf Jahren zu evaluieren. Das kann im Umweltministerium erfolgen; das kann 
der Wirtschaftsminister machen und dem Landtag darüber berichten. Dann kann man 
immer noch überlegen, ob man diese zweite Hürde einbaut. Wenn es dann zu Lohn-
dumping gekommen oder in größerem Stil unter Tarif bezahlt worden sein sollte, kann 
man immer noch nachziehen und die Regeln verschärfen. Aber wenn man umgekehrt 
verfährt, nämlich jetzt eine weitere Hürde einbaut, bedeutet das, die schwächsten Re-
gionen mit zusätzlichen Bedingungen zu konfrontieren, die sie wahrscheinlich nicht erfül-
len können.  
 
Ich möchte die Gelegenheit nutzen, Ihnen zu sagen, dass wir in der wirklich außerge-
wöhnlich schwierigen Situation, in der sich die Forstwirtschaft befindet, sehr um die Un-
terstützung der Abgeordneten des Hessischen Landtags und der Regierung bitten. Wir 
haben mit großer Freude den Dringlichen Antrag der Regierungsfraktionen zur Kenntnis 
genommen, der am 23. Mai 2019 in den Landtag eingebracht worden ist. Das, was die-
ser Antrag zu den Themen Holzvermarktung und Kalamität und zu der Frage: „Wie hilft 
man den Waldbesitzern?“ enthält, unterstreichen und unterstützen wir voll und ganz.  
 
Aber wir sagen auch: Hier gibt es noch eine Menge an Dingen, über die zu diskutieren 
ist. Draußen in den Wäldern verändert sich die Situation derzeit täglich, und die Situati-
on der Betriebe ist prekär. Ich kann Ihnen sagen, es gibt einige Betriebe, die sind im 
Moment schon nicht mehr zahlungsfähig. Das heißt, mit der Aufarbeitung von Schad-
holz, insbesondere von Borkenkäferholz, hält man sich aus Kostengründen teilweise zu-
rück. Das ist natürlich das Schlechteste, denn wir wollen, dass diese Kalamität unter-
bunden wird, dass man den Borkenkäfer also zurückdrängt, und das geht nur, wenn 
man das befallene Holz aus dem Wald holt, irgendwo lagert und es, wenn es geht, ver-
kauft. Aber es zu verkaufen ist derzeit schlicht unmöglich, es sei denn, man exportiert es 
nach China. Das passiert derzeit auch in größerem Stil, einfach nur, um die Mengen an 
Schadholz aus dem Markt herauszubekommen und in den Betrieben irgendwie Liquidi-
tät zu schaffen.  
 
Wir bitten darum, dass wir mit den Abgeordneten des Hessischen Landtags und mit der 
Landesregierung einen intensiven, engmaschigen Dialog hierüber führen können, um 
ihnen widerzuspiegeln, was draußen in den Wäldern und in den kommunalen und den 
privaten Forstbetrieben passiert. Wir wollen Sie mitnehmen und Sie gleichzeitig um Un-
terstützung bitten.  
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Herr Schöbel: Ich darf mich genauso kurz fassen wie in unserer schriftlichen Stellung-
nahme. Wir begrüßen die Möglichkeit, weitere Zusammenschlüsse und aktivere Tätigkei-
ten in den Zusammenschlüssen zu forcieren. Das ist Sinn und Zweck des Gesetzes. Wenn 
es da noch einzelne Hemmnisse gibt – die heute auch angesprochen wurden –, sollten 
sie beseitigt werden. Im Übrigen sprechen wir uns natürlich für die Anerkennung von 
Tarifverträgen aus und danken für die entsprechende Wertschätzung.  
 
 
Vorsitzende: Ich darf hier wieder eine Fragerunde anschließen. – Herr Diefenbach. 
 
 
Abg. Frank Diefenbach: Ich habe eine Frage an Herrn Raupach. Der Markt für qualifi-
ziertes Fachpersonal in der Forstwirtschaft ist zurzeit ein Angebotsmarkt. Das heißt, die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können zurzeit gute Löhne generieren. Aber Bin-
dung an die Tariftreue wäre doch eher eine Sache in einer Zeit, in der sich der Arbeits-
markt wieder einmal verschlechtert und das Personal aufgrund einer sich – wie auch 
immer – verändernden wirtschaftlichen Situation Gefahr läuft, schlechter bezahlt zu 
werden. In Zeiten, in denen sich sozusagen für alle Seiten konjunkturell alles gut darstellt, 
hat man es weniger mit dem Problem zu tun. Würden Sie vor dem Hintergrund nicht 
auch sagen, dass die Bindung an die Tariftreue vor allem dann sinnvoll ist, wenn allein 
vom Markt her keine Tariflöhne garantiert werden können?  
 
Diese Frage nach der Bindung an die Tariftreue und danach, wie sich die einzelnen Ver-
treter dazu positionieren, möchte ich – obwohl das teilweise schon geschehen ist – 
noch einmal an den Vertreter des Land- und Forstwirtschaftlichen Arbeitgeberverbands 
für Hessen und an Herrn Jung vom Hessischen Städte- und Gemeindebund richten. 
Können Sie noch einmal deutlicher Stellung dazu nehmen, wie Sie zu der Tariftreue ste-
hen? 
 
 
Herr Raupach: Um es vorwegzuschicken: Natürlich sind wir dafür, dass qualifizierte Mit-
arbeiter nach Tarif bezahlt werden. Das ist keine Frage. Die Frage ist nur: Wann ist ein 
neu zu gründender Holzvermarktungszusammenschluss überhaupt in der Lage, Tariflöh-
ne zu bezahlen? Er ist erst dann dazu in der Lage, wenn er entsprechende Umsätze und 
Gewinne generiert. Dann kann er das Personal, das er eingestellt hat, bezahlen.  
 
Wenn Sie sich die derzeitige Situation anschauen – jetzt müssen diese Gespräche über 
die Gründungen geführt werden –, werden Sie feststellen, dass die wichtigste Ertrags-
grundlage, nämlich der Verkauf des Fichtenholzes, weggebrochen ist. Sie wissen, dass 
Sie im nächsten halben Jahr in diesem Marktsegment keine Umsätze und auch keine 
Gewinne generieren. Das heißt, Sie können jemanden, der einen Tariflohn fordert, gar 
nicht bezahlen. Aber Sie brauchen qualifizierte Leute. In den Regionen, in denen Sie viel 
kleinen und mittelgroßen Privat- und Körperschaftswald haben, wird das wahrscheinlich 
teilweise ehrenamtlich oder teilweise nebenberuflich – aber durch Förster – gemacht 
werden müssen. Vielleicht werden sich da sogar pensionierte Forstbeamte engagieren, 
damit überhaupt erst einmal eine Vermarktungsorganisation gegründet wird.  
 
Sie müssen sich vielleicht noch einmal Folgendes vor Augen führen: Wer gründet ei-
gentlich? Gründungen erfolgen nach dem Bundeswaldgesetz durch die Vorstände von 
Forstbetriebsgemeinschaften. Die Vorstände der Forstbetriebsgemeinschaften in den 
Regionen, von denen wir gerade sprechen, haben nie in ihrem Leben darüber nach-
gedacht, die Verantwortung für Millionenumsätze und für Personal, das nach Tarif be-
zahlt werden muss, zu übernehmen. Die haben das nie gewollt; das war nie ein Thema. 
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Seit eineinhalb Jahren ist das ein Thema. Die Vorstände der Forstbetriebsgemeinschaf-
ten werden nach irgendwelchen Lösungen suchen, die sie verantworten können. Aber 
sie werden zurückschrecken, wenn man ihnen sagt: Gut, dann stellt einen Förster ein, 
aber ihr müsst ihn, bitte schön, nach Tarif bezahlen. – Teilweise kommen noch nicht 
einmal die Flächengrößen zusammen, die in dem hessischen Förderprogramm für die 
Holzvermarktungsorganisationen gefordert sind. Viele Zusammenschlüsse verfügen über 
weitaus weniger als 10.000 ha Fläche.  
 
Deswegen sagen wir: Denkt an die Schwächsten. Die müssen auf die Beine kommen, 
und wenn die auf die Beine gekommen sind, können sie später auch nach Tarif bezah-
len. Das sollen sie auch. Aber in der Anfangsphase ist diese Bedingung wahrscheinlich 
ein weiterer Hinderungsgrund für die Entstehung von Holzvermarktungszusammenschlüs-
sen.  
 
Deswegen sagen wir: Verzichten Sie darauf. Evaluieren Sie das Gesetz in fünf Jahren, 
und wenn dann absehbar ist, dass hier Strukturen entstanden sind, die mit dem Tarif-
treuegesetz nicht im Einklang stehen, kann man immer noch nachjustieren. Aber am 
Anfang müssen maximale Freiheiten gewährt werden.  
 
 
Herr Schöbel: Herr Diefenbach, ich kann mich nur wiederholen: Der Arbeitgeberver-
band spricht sich natürlich für die Anwendung von Tarifverträgen aus.  
 
 
Herr Jung: Aus Sicht der kommunalen Familie kann ich nur sagen: Die Kommunen sind 
Mitglieder des Arbeitgeberverbands, sodass, wenn es um kommunale Zusammenschlüs-
se geht, die Tariftreue außer Frage steht.  
 
 
Abg. Markus Meysner: Auch mir ging es um die Tariftreue, wo die Probleme tatsächlich 
liegen. Aber ich glaube, Herr Raupach hat gerade hinreichend dargelegt, wo die Pri-
vatwaldbesitzer die Hauptprobleme in Verbindung mit dem Tariftreuegesetz sehen. In-
sofern hat sich das erledigt. Vielen Dank für die Antworten. 
 
 
Abg. Torsten Felstehausen: Auch ich habe eine Frage an Herrn Raupach; sie bezieht 
sich ebenfalls auf das Thema Tariftreue. Sie haben gerade gesagt: Denkt an die 
Schwächsten. – Das werden wir gern machen, aber natürlich aus einer anderen Per-
spektive; das ist klar.  
 
Wir haben großes Verständnis für die Schwierigkeiten, die Sie dargestellt haben: die wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten, in denen sich der Bereich „Wald und Holzvermarktung“ 
gerade befindet. Gleichzeitig darf es nicht passieren, dass das auf dem Rücken der 
Beschäftigten ausgetragen wird. Sie haben in Ihrer Stellungnahme sehr deutlich gesagt, 
für die Holzvermarktung seien qualifizierte Fachkräfte unerlässlich. Wahrscheinlich sei es 
derzeit auch sehr schwer, diese am Markt zu bekommen. Zuvor haben Sie gesagt, dass 
auf ehrenamtlich Tätige und teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter im Nebenberuf zurückge-
griffen werden sollte.  
 
Meine Frage an Sie ist: Haben Sie einmal ausgerechnet, um wie viel die Tariflöhne sin-
ken müssten, um die wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu kompensieren, in denen sich 
der Holzmarkt derzeit befindet? Um wie viel müssten die Tariflöhne sinken, damit die Ar-
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beitnehmerinnen und Arbeitnehmer das kompensieren, sodass dort eine vernünftige 
Ertragslage vorhanden ist? 
 
 
Herr Raupach: Vielen Dank für die Frage. Sie ist so nicht zu beantworten; denn um sie zu 
beantworten, müssten wir davon ausgehen, dass wir eine Personalkapazitätsplanung 
für die entstehenden Holzvermarktungsorganisationen haben. Die ist überhaupt noch 
nicht vorhanden, weil diese Organisationen gerade erst entstehen. Die Organisationen, 
die gerade entstehen, sind rein kommunale Zusammenschlüsse, und für sie gilt das, was 
Herr Jung vom Hessischen Städte- und Gemeindebund gesagt hat: Sie werden nach 
Tarif bezahlen. Da die Fachkräfte am Markt derzeit rar sind, wird es eher dazu kommen, 
dass sie über Tarif bezahlt werden. Insofern stellt sich diese Frage in den Regionen, in 
denen jetzt große kommunale Zusammenschlüsse entstehen, nicht. 
 
Die Frage stellt sich in den Regionen – in Nordhessen: ein Gebiet, das von Witzenhausen 
bis Schwalmstadt, in den Landkreis Hersfeld-Rotenburg, in die Rhön und teilweise bis 
nach Steinau an der Straße reicht –, in denen private kommunale Forstbetriebe auf eine 
überbetriebliche Zusammenarbeit unbedingt angewiesen sind, weil sie sonst überhaupt 
nicht die Flächengrößen und die Holzmengen zusammenbekommen, die sie brauchen, 
um eine wirtschaftlich tragfähige Holzvermarktungsorganisation zu gründen. In diesen 
Regionen ist in den Organisationen der Waldbesitzer vor Ort und in den Kommunen 
Kleinarbeit notwendig. Da muss es viele Helfer geben, damit das überhaupt in Gang 
kommt, damit überhaupt Beschlüsse gefasst werden, damit diese Organisationen über-
haupt gegründet werden. Das steht noch in den Sternen. Die Vorstände der Forstbe-
triebsgemeinschaften tagen seit eineinhalb Jahren immer wieder, und es ist überhaupt 
noch keine Lösung in Sicht. Es gibt einen Vorschlag, bei dem ich große Zweifel habe, ob 
er umgesetzt werden kann.  
 
Deshalb sage ich nur: Wenn ein Förster sagt: „Ich habe auch Wald, ich bin Eigentümer, 
aber ich bin von Beruf Förster, und ich habe ein Interesse daran, dass meine Region in 
die Holzvermarktung eingebunden wird“, und sich bereit erklärt, ehrenamtlicher Vorsit-
zender zu werden, aber eine Aufwandsentschädigung dafür haben möchte, darf man 
nicht nach dem Gesetz dazu verpflichtet werden, dem einen Tariflohn als Förster zu be-
zahlen. Das kann man nicht. Wir reden bei diesen Zusammenschlüssen nämlich über ein 
paar Hundert Hektar Waldbesitz, bei denen es in der Anfangsphase darum geht, das 
Bündeln des Holzes zu organisieren, damit das sozusagen in einen größeren, überge-
ordneten Zusammenschluss kommt.  
 
Wenn Sie fordern, der dort Tätige müsse von Anfang an nach Tarif bezahlt werden: 
Entweder ist er Rentner und hat eine Rente, oder er ist Förster und erhält einen vollen 
Tariflohn als Förster und macht das nebenberuflich. Dann können Sie ihn nicht an einen 
Tarif binden; denn der Zusammenschluss der Waldbesitzer ist überhaupt nicht in der La-
ge, das zu bezahlen. Ich verweise auf die Holzmarktsituation, die wir haben: Für einen 
Festmeter Fichtenholz, den ein Selbstwerber auf dem Stock kauft und der noch vor ein-
einhalb Jahren im Durchschnitt 60, 70 oder 80 € pro Festmeter gebracht hat, bekom-
men Sie heute 1 €. So weit sind wir. Der Preis ist um 75 % eingebrochen.  
 
Wir haben aber Kosten. Allein die Dienstleistungskosten von Hessen Forst betragen 6 € 
pro Festmeter Holz plus Mehrwertsteuer. Das heißt, jeder Waldbesitzer, der heute Fich-
tenholz auf den Markt bringt und so an einen Selbstwerber verkauft, legt erst einmal 5 € 
obendrauf. Er bringt Geld mit. Wenn jetzt noch gefordert wird, dass er einen Holzver-
markter nach Tarif bezahlt, sagt er: Sorry, dann lasse ich das Holz stehen; ich mache das 
nicht. – Das heißt, die Organisation kommt überhaupt nicht in Gang, und wenn keine 
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Organisation in Gang kommt, wird überhaupt niemand beschäftigt, schon gar nicht 
nach Tariflohn. Das bedingt einander. Entweder man bringt das jetzt mit ehrenamtli-
chen oder nebenberuflichen Kräften in Gang, oder es wird nicht entstehen. Diese Holz-
vermarktungsorganisationen werden nicht entstehen.  
 
 
Abg. Gernot Grumbach: Herr Raupach, Sie haben bestimmt eine Vermutung, wie ein 
Sozialdemokrat zur Tariftreue steht. Aber ich würde Ihnen gern noch ein wirtschaftslibe-
rales Argument zum Nachdenken nennen. Mir ist das nicht klar: Sie konstruieren eine 
Welt, in der Neuanfänger auf einem Markt bestimmte Lohnkosten haben, während die, 
die sich bereits am Markt befinden, Tariflöhne zahlen. Das ist ein Konkurrenzungleich-
gewicht, und die Frage ist, ob Sie das für eine kluge Idee halten.  
 
 
Herr Raupach: Wir können jetzt sehr intensiv über Sozialpolitik und Tarifpolitik streiten. Wir 
reden über regionale Unterschiede in Hessen. Der Holzvermarkter, der sich im Taunus 
bewirbt, oder der Förster, der sich bei einem Zweckverband im Odenwald bewirbt, wird 
nicht auf die Idee kommen, sich bei einer Holzvermarktungsorganisation in Nord- oder 
Osthessen zu bewerben. Das wird er nicht machen; das ist eine völlig andere Aufgabe. 
Die Herangehensweise ist eine ganz andere.  
 
Bei den in Gründung befindlichen Organisationen haben sich 20 Kommunen zusam-
mengeschlossen. Da sitzen die Bürgermeister zusammen und beauftragen ihre Mitarbei-
ter; da geht das seinen Weg. In Nord- und Osthessen haben wir es mit anderen Zusam-
menschlüssen zu tun. Da hat ein Zusammenschluss 1.500 Mitglieder. Herr Grumbach, da 
tut man sich schon schwer mit der Entscheidung, überhaupt eine übergeordnete Holz-
vermarktungsorganisation zu gründen. Wenn Sie denen sagen: „Ihr müsst, damit das vor 
Ort zustande kommt, in die Satzung schreiben, dass alle Mitglieder ihr Holz andienen 
müssen und dass sie, wenn sie es nicht tun, eine Vertragsstrafe zahlen müssen“, ist das 
schon eine Hürde. Wenn hinzukommt, dass sie einen professionellen Geschäftsführer 
brauchen, der organisiert und dafür sorgt, dass das auch passiert, und ihn dafür ent-
sprechend dem Tariflohn eines Försters bezahlen sollen, werden Sie in keiner Mitglieder-
versammlung eine Entscheidung für die Gründung einer Holzvermarktungsorganisation 
bekommen.  
 
Das heißt, wir reden nicht von sozialpolitischen, sondern von ganz praktischen Dingen. 
Sie müssen das der Entscheidung der Leute vor Ort überlassen. Die Frage ist, welche 
Bedingungen der Gesetzgeber den Schwächsten stellt. Wenn der Gesetzgeber erklärt: 
„Wir schauen uns in fünf Jahren an, ob ihr Tariflöhne zahlen könnt“, sind wir beieinander. 
Dann haben Sie denen geholfen. Wenn Sie denen jetzt per Gesetz eine Tariftreuebin-
dung auferlegen, kann es passieren, dass wir in fünf Jahren überhaupt keine Holzver-
marktungsorganisationen in Nordhessen haben.  
 
 
Abg. Klaus Gagel: So, wie ich es verstanden habe, ist die derzeitige Marktsituation für 
die Gründung dieser Holzbetriebe eigentlich denkbar ungünstig. Wie sehen Sie denn 
die Situation in dem Fall, dass sich der Markt wieder erholt und wir wieder Bedingungen 
wie beispielsweise vor fünf Jahren haben?  
 
 
Herr Raupach: Dann sieht die Situation ganz anders aus. Deswegen sage ich, es ist 
durchaus denkbar, dass man in fünf Jahren das alles überprüft. Dann sind Organisati-
onsstrukturen entstanden, mit denen Holzvermarktung aus dem Kommunal- und Privat-
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wald ermöglicht und geleistet wird. Dann kann man sie auf ihre Leistungsfähigkeit über-
prüfen. Das ist nur eine Frage der Reihenfolge. Ich habe auch ganz deutlich gesagt, 
dass wir natürlich für die Bezahlung von Fachleuten nach Tarif sind. Das ist ganz klar. 
Aber man muss die Schritte eben in der richtigen Reihenfolge wählen. 
 
 
Abg. Klaus Gagel: Ich habe eine Nachfrage. Sie haben auch angedeutet, dass mo-
mentan die kritische Größe eines Holzvermarktungsbetriebs gerade in Nord- und Ost-
hessen ein bisschen das Problem ist. Das heißt, man braucht eine Mindestgröße. Kann 
man sagen, dass, wenn sich der Markt erholt, auch die Anforderung an die Mindestgrö-
ße nicht mehr eine solche Schwierigkeit darstellt, dass also die Gründung von Holz-
marktvermarktungsorganisationen in Nord- und Osthessen einfacher wird, weil man 
dann aufgrund einer Verbesserung der Marktsituation auch kleinere Betriebe gründen 
kann? Verstehe ich das richtig?  
 
 
Herr Raupach: Ja, das eine bedingt das andere. Meine Antwort bezieht sich auf zwei 
Punkte. Erstens. Ja, das ist so. Wenn Sie mehr Geld für das Holz bekommen, gibt es auch 
mehr Waldbesitzer, die bereit sind, Holz einzuschlagen. Ich habe eben erklärt, dass es 
Waldbesitzer gibt, die das Holz sogar bei Käferbefall stehen lassen, weil sie einfach kein 
Geld mehr haben und die Aufarbeitung nicht bezahlen können oder für das Holz so 
wenig Geld bekommen, dass sie dann die Dienstleistung von Hessen Forst nicht bezah-
len können. So weit sind wir jetzt. Wenn sich die Situation auf dem Holzmarkt verbessert, 
besteht natürlich die Möglichkeit, dass man mehr Holz aus derselben Waldfläche zu-
sammenbringt. Wenn die Preise steigen, kann man ganz anders kalkulieren. Dann ist die 
Leistungsfähigkeit einer Holzvermarktungsorganisation wahrscheinlich eher gegeben, 
und dann reicht es vielleicht auch, wenn einem, zusammengebunden, 6.000 bis 
8.000 ha für die Holzvermarktung zur Verfügung stehen.  
 
Zweitens. Es gibt ein Landesförderprogramm, über das man eine Anschubfinanzierung 
für die Gründung von Holzvermarktungsorganisationen bekommen kann. Dort beträgt 
die Eingangsgröße 10.000 ha. Das Problem ist, dass die Schwächsten in Nord- und Ost-
hessen über diese Schwelle vielleicht gar nicht springen können. Es geht nur, wenn sich 
mehrere zusammenschließen, und das ist im Moment kritisch. Wenn man über diese 
Schwelle nicht springen kann, hat man keinen Zugang zu diesem Förderprogramm.  
 
 
Vorsitzende: Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir kommen dann zum 
BUND. Herr Norgall, bitte. 
 
 
Herr Norgall: Ich kann es kurz machen. Wir begrüßen den Gesetzentwurf, weil man da-
mit zumindest versucht, etwas zu korrigieren, was uns das Kartellrechtsverfahren einge-
brockt hat. Normalerweise soll das Kartellrecht dafür sorgen, dass die Schwachen am 
Markt vor den Starken beschützt werden. Hier ist aber alles durcheinandergekommen. 
Man kann den Anlass gar nicht mehr so richtig nachvollziehen, aber die Probleme sind 
gewaltig. Alles, was die Probleme löst, werden wir begrüßen. 
 
 
Herr Thiel: Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu dem Entwurf für ein Gesetz zur Ver-
besserung der Kooperation von Körperschafts- und Privatwaldbetrieben beim Verkauf 
von Holz und in forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen Stellung zu nehmen. Wir be-
grüßen die Möglichkeit zur gemeinsamen Vermarktung von Holz aus dem Körper-
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schafts- und Privatwald. Es ist ein Schritt in die richtige Richtung, aber etwas zu kurz ge-
dacht; wir haben es eben schon gehört. 
 
Man muss festhalten: Bisher sind nur kommunale Zusammenschlüsse in der Gründung. 
Ob die Zusammenarbeit mit Privaten klappt, wird sich zeigen. Private Betriebe, die grö-
ßer als 100 ha sind, sind momentan isoliert, wenn sie in Regionen mit einem großen 
Kommunalwaldanteil liegen. Wir haben einen hohen Zeitdruck, eine schwierige Situati-
on aufgrund von Witterungsextremen und momentan ein umgekehrtes Kartell.  
 
In Abstimmung mit dem Hessischen Waldbesitzerverband lautet unsere Forderung da-
her auch: keine Tarifbindung für die ersten fünf Jahre. Wir wollen dadurch eine maxima-
le Flexibilität erreichen. Nach fünf Jahren gibt es eine Evaluierung, bei der geschaut 
wird: Gab es – wovon wir nicht ausgehen – Lohndumping? Wie hat es sich entwickelt? 
Wurden Forstbetriebsgemeinschaften gegründet?  
 
Die wenigen Förster und das wenige forstfachliche Personal, das es am Markt gibt, müs-
sen selbstverständlich gut bezahlt werden. Pensionierte Förster müssen helfen können, 
Forstbetriebsgemeinschaften zu gründen. Wir wollen diese Expertise nutzen. Diese Leute 
brennen dafür, ihren Wald weiterhin zu bewirtschaften, und wir dürfen ihnen keine Stei-
ne in den Weg legen. Von daher sollte die Tarifbindung für die ersten fünf Jahre ausge-
setzt werden.  
 
Außerdem danken wir für den Dringlichen Antrag der Regierungsfraktionen zur Forstwirt-
schaft in Hessen.  
 
 
Abg. Gernot Grumbach: Nachdem ich schon die kommunalen Vertreter gefragt habe, 
ob sie eine Verbesserungsidee haben, möchte ich auch beim Bund für Umweltschutz 
und Naturschutz anfragen: Wenn es in die richtige Richtung geht, ist es gut. Gibt es et-
was, was wir besser machen können?  
 
 
Herr Norgall: Die Frage ist nicht aus dem Stand zu beantworten. Eigentlich müsste man 
das Kartellrechtsverfahren rückgängig machen, aber das steht leider nicht in der Macht 
des Hessischen Landtags. Ab jetzt sind wir bei dem Thema Schadensbegrenzung, wobei 
ich Ihnen sofort sage: Bei dem, was der Vertreter des Hessischen Städte- und Gemein-
debunds zu dem Thema Vergaberecht gesagt hat, bin ich draußen. Dafür ist bei uns 
niemand Fachmann, und wir haben auch gar nicht erst versucht, uns Expertise herein-
zuholen.  
 
 
Herr Raupach: Ich glaube, Sie könnten schon etwas tun, nämlich dafür sorgen, dass 
man in den strukturschwachen Regionen noch mehr Zeit bekommt. Die Begründung 
dafür liegt in den völlig desolaten Situationen auf dem Holzmarkt, die witterungsbedingt 
sind und für die niemand etwas kann. Es wäre eine Reise nach Bonn zum Bundeskartell-
amt wert, um mit den Damen und Herren dort noch einmal zu sprechen und ihnen zu 
sagen: Leute, wir sind auf dem Weg, und wir wollen auch in diese Richtung gehen, aber 
es ist in der kurzen Zeit ganz einfach nicht zu schaffen.  
 
 
Abg. Markus Meysner: Ich will noch einmal auf die Tariftreue zurückkommen. Wir reden 
über das Tariftreuegesetz immer auch im Zusammenhang mit ehrenamtlich Tätigen und 
geringfügig Beschäftigten. Ich verstehe das. Aber es schließt sich nicht aus. Man kann 
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trotzdem ehrenamtlich Tätige und geringfügig Beschäftigte einsetzen. Das kollidiert 
nicht mit dem Tariftreuegesetz, oder?  
 
 
Herr Raupach: Einem ausgebildeten Förster, der Waldbesitzer ist, im Beruf steht und ne-
benberuflich die Führung einer Forstbetriebsgemeinschaft mit übernimmt, müsste ich 
theoretisch einen Tariflohn zahlen.  
 

(Abg. Markus Meysner: Er kann ihn anstellen!) 
 
– Ja. Er muss einen Anstellungsvertrag bekommen, sonst kann er die Geschäfte der 
Forstbetriebsgemeinschaft nicht führen. Dann gilt für ihn der Tarifvertrag, und das Prob-
lem ist, dass eine Forstbetriebsgemeinschaft, die 1.500 ha zusammenbindet, von denen 
die Hälfte Kleinprivatwald ist, nicht in der Lage sein wird, einen Förster zu bezahlen. Das 
ist der Punkt. Die Leistungsfähigkeit dieser Strukturen, die nötig ist, um jetzt, in der An-
fangsphase, Tariflöhne zu bezahlen, ist einfach nicht gegeben; denn der Markt gibt es 
nicht her. Dann wird der Förster diese Aufgabe nicht übernehmen, und das ist eine ver-
passte Chance, einen tarifgebundenen Arbeitsplatz zu schaffen.  
 
 
Abg. Frank Diefenbach: Ich wollte eigentlich nicht auf das Problem mit der Tariftreue 
eingehen, aber jetzt ist es noch einmal angesprochen worden. Herr Raupach, würden 
auch Sie es so sehen, dass es arbeitsrechtlich drei Formen von Beschäftigung gibt? Es 
gibt die sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse, die nach Tarif bezahlt wer-
den, es gibt die geringfügigen Arbeitsverhältnisse, und es gibt Teilzeitarbeitsverhältnisse, 
die aber auch nach Tarif bezahlt werden.  
 
In manchen Gründungszusammenhängen, wenn, wie Sie sagen, die Tätigkeit nebenbe-
ruflich erfolgen soll, könnte das auf die Arbeitszeit bezogen sein, nämlich wenn sich je-
mand mit einem geringen Stundenumfang engagieren will. Dann könnte das trotzdem 
nach Tarifrecht geschehen. Zwischen Teilzeitbeschäftigung und Tariftreue besteht erst 
einmal kein Widerspruch. Ansonsten besteht noch die Möglichkeit, jemanden geringfü-
gig zu beschäftigen. Das ist aber auch generell kein Widerspruch zur Tariftreue. Meine 
Frage ist, ob Sie das auch so sehen. 
 
Eine weitere Frage geht an Herrn Norgall vom BUND. Sie schreiben, dass Hilfskonstruktio-
nen gefunden werden müssten, damit die Waldbesitzer, die das wünschen, zumindest 
in geänderter Form auf die Dienstleistung von Hessen Forst zurückgreifen können, und 
sagen, dass der Gesetzentwurf hierzu seinen Beitrag leisten wird. Können Sie noch ein-
mal genauer ausführen, inwiefern Sie trotz der geänderten kartellrechtlichen Situation, 
die wir alle nicht herbeigewünscht haben, den Gesetzentwurf auf dem richtigen Weg 
sehen?  
 
 
Herr Raupach: Ein bei Hessen Forst beschäftigter Förster bekommt, wenn er eine Neben-
tätigkeit auf der Grundlage eines 450-€-Jobs ausübt, die Aufgabe, die Geschäfte der 
Forstbetriebsgemeinschaft mit 3.000 ha zu führen. Dann arbeitet er, wenn er nach Tarif 
bezahlt werden muss, im Monat sieben bis acht Stunden. Damit kann man keine Forst-
betriebsgemeinschaft führen. Damit ist die Diskussion zu Ende; dann ist das keine Lö-
sung.  
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Herr Norgall: Wie sage ich es am besten? Sie alle wissen, dass es zwischen Naturschutz 
und Forstwirtschaft immer wieder Konflikte gibt. Man darf aber darüber nicht vergessen, 
dass es auch vieles gab, was wir immer gut fanden, und dass wir an dieser Stelle immer 
gesagt haben, eigentlich sollte man, wie es traditionell auch der Fall war, vom Einheits-
forstamt ausgehen.  
 
Das hatte viele Vorteile in Bezug auf den Umweltaspekt; das hatte aber auch viele Vor-
teile für den Waldbesitzer, vor allem für den kleinen, den kommunalen Waldbesitzer, der 
damit im Rahmen eines Dienstleistungsvertrags die Dienstleistungen sowohl der Wald-
bewirtschaftung und -betreuung als auch des Verkaufs sozusagen weggeben konnte. 
Wenn man das knackt, so, wie es jetzt passiert ist, sagen wir: Alles, was dazu führt, es 
tendenziell trotzdem noch möglich zu machen, belässt den Akteuren eine möglichst 
große Nähe zu dem Vertrauten und Bewährten. Das steht eigentlich dahinter.  
 
Wie das funktionieren wird, wird man sehen. Wir haben immer gesagt, wir wollen 10 % 
des Staatswalds und 5 % des hessischen Walds aus den Nutzungen herausnehmen. Wir 
haben aber genauso gesagt, wir wollen schon, dass auf den anderen Flächen gewirt-
schaftet wird. „Wirtschaften“ heißt auch, dass man verkaufen kann. Seitens des Natur-
schutzverbands betonen wir immer die eine Seite; aber die andere Seite sehen wir na-
türlich auch.  
 
 
Abg. Heinz Lotz: Ich glaube, wir waren uns in Bezug auf diesen Gesetzentwurf partei-
übergreifend einig, dass er so schnell wie möglich auf den Weg kommt, um hier zumin-
dest auf Sicht eine Lösung zu haben.  
 
Erstens. Heute haben der Vertreter des Hessischen Städte- und Gemeindebunds und 
der Vertreter des Hessischen Städtetags festgestellt, dass es bei dem § 121 HGO in der 
Tat noch einige Probleme zu geben scheint, die wir mit lösen könnten, wenn wir da ein 
paar Änderungen vornähmen.  
 
Zweitens will ich auf etwas hinweisen. Ich habe da eigentlich keine Frage, sondern ich 
will in dem Zusammenhang das unterstützen, was Herr Raupach gesagt hat. Auch ich 
bin nämlich der Meinung, dass die Privatwaldbesitzer bzw. die Waldbesitzer insgesamt 
etwas mehr Zeit bräuchten, um die eine oder andere Sache noch glattzuziehen. Ich 
weise darauf hin, dass in einer der vorangegangenen Plenarsitzungen in der Tat ein An-
trag von uns auf dem Tisch lag, der gefordert hat, da ein bisschen länger Zeit zu geben. 
Wir sollten uns überlegen, ob wir hier momentan nicht – Herr Thiel hat es gesagt; das 
Wort hat mir gefallen – ein umgekehrtes Kartell schaffen. Wir müssten probieren, hier 
gemeinsam zu einer vernünftigen Lösung zu kommen. Von meiner Seite ergeht noch 
einmal der Appell: ein bisschen mehr Zeit.  
 
 
Vorsitzende: Ehe ich Herrn Felstehausen das Wort gebe, bitte ich darum, dass wir diese 
grundlegende Debatte über die Konsequenzen – also die Auswertung der Anhörung – 
in der anschließenden Ausschusssitzung führen.  
 
 
Abg. Torsten Felstehausen: Ich habe auch noch einmal eine Frage an Herrn Raupach, 
die sich auf die Tariftreue bezieht. Sie haben ausgeführt, dass der wirtschaftliche Ertrag 
an der Stelle gerade in der Anfangsphase eine tarifgemäße Bezahlung nicht hergeben 
würde. Um das hohe Gut der Tariftreue zu schützen: Für die Anfangsphase stehen als 
Zuschuss für die Holzverkaufsorganisationen in einem Zeitraum von drei Jahren bis zu 
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200.000 € zur Verfügung. Um welchen Betrag müsste diese Summe angehoben werden, 
damit die Startphase besser gelingen kann?  
 
Jetzt rekurrieren Sie nämlich auf den Tariflohn und sagen, das sei nicht leistbar. Als LINKE 
gehen wir diesen Weg natürlich nicht mit; denn wir denken, dass da ein Fass aufge-
macht wird, das wir geschlossen halten wollen. Die Tarifbindung ist tatsächlich ein ho-
hes Gut. Wenn Sie sagen, das sei so nicht möglich, lassen Sie uns doch überlegen: Was 
wäre an der Stelle erforderlich? Reichen dann diese 200.000 € in der Startphase nicht 
aus? Sie konnten nämlich nicht die Frage beantworten, um wie viel die Tariflöhne ge-
senkt werden müssen, um das zu kompensieren. Das war Ihre Forderung. Ich hatte Sie 
gefragt, was die wirtschaftliche Grundlage ist. Die Frage konnten Sie nicht beantwor-
ten. Jetzt frage ich Sie andersrum: Wie viel müsste an Zuschuss erfolgen, um das zu ma-
chen? Wenn Sie mir darauf auch keine Antwort geben können, bin ich in der Tat etwas 
ratlos.  
 
 
Herr Raupach: Ich darf Ihnen sagen, dass im Moment sehr viele ratlos sind, vor allem die 
Vorstände der Forstbetriebsgemeinschaften in Nord- und Osthessen, die jetzt aufgefor-
dert sind, eine Holzvermarktungsorganisation zu gründen.  
 
Ich fange vorne an: Eine Förderung nach dem Landesförderprogramm bekommt nur 
ein Zusammenschluss, der mindestens 10.000 ha groß ist. Von den Zusammenschlüssen, 
über die wir in Nordhessen reden, ist keiner so groß. Die müssen sich zusammenschlie-
ßen, um das zu erreichen.  
 
Zweiter Punkt. Diese Förderung läuft nach drei Jahren aus, und dann müssen diese Zu-
sammenschlüsse entweder leistungsfähig sein oder ihre Mitarbeiter entlassen, weil sie 
einfach nicht auf die Beine kommen. Deswegen gehen wir den umgekehrten Weg. Wir 
sagen: Die Lösung wird vor Ort gefunden. Sie wird von den Personen gefunden, die be-
reit sind, dieses Risiko und diese Arbeit auf sich zu nehmen. Das ist ein hohes intrinsisches 
Motiv: Sie sind selbst Waldbesitzer, sie sind Förster und machen ihre Arbeit gerne, und sie 
sehen, dass eine Zusammenarbeit mit der Staatsforstverwaltung, die über Jahrzehnte 
hervorragend geklappt hat, gerade vor die Hunde geht. Kein Wunder, dass die Motiva-
tion der Förster, der Mitarbeiter und der Waldbauern vor die Hunde geht. Die Leute ha-
ben keine Lust mehr. Sie zu motivieren erfordert Zeit. Ich muss mit vielen Leuten reden. 
Das sind Arbeitsstunden. Wenn ich die nach Tarif bezahle – was ich nach dem Gesetz 
muss –, wird das nicht passieren.  
 
Was die Frage „Wie viel Fördergeld wollen Sie da hineinstecken?“ betrifft: Das scheitert 
erstens an den Bedingungen des Förderprogramms und zweitens an der mangelnden 
praktischen Umsetzbarkeit. Ich kann nämlich nicht kalkulieren, wie viele Stunden ein 
Förster aufwenden muss, der die Geschäftsführung einer Forstbetriebsgemeinschaft 
übernimmt, um – ich sage es einmal so – die Mehrheit der Mitglieder davon zu über-
zeugen, Entscheidungen zu treffen, die notwendig sind, damit eine Holzvermarktungs-
organisation überhaupt entsteht.  
 
Ich sage es noch einmal: Es geht darum, sich in die Froschperspektive zu begeben, also 
die Kleinstrukturen vor Ort zu betrachten, die Probleme der Leute dort zu sehen und zu 
fragen: Was ist die Lösung? Ich kann Ihnen aus der Erfahrung nur sagen: Denen jetzt 
noch eine Hürde, nämlich die Tarifbindung, in den Weg zu stellen, wird dazu führen, 
dass die Leute einfach gar nichts tun. Da wird keine Zusammenarbeit entstehen, und 
dann wird auch kein Arbeitsplatz entstehen.  
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Umgekehrt wird ein Schuh draus, nämlich wenn wir sagen: Wir verzichten darauf, und in 
fünf Jahren gucken wir noch einmal, ob da leistungsfähige Strukturen entstanden sind. 
Wenn ja: Haben die unter Tarif bezahlt, oder ist durch Ihre Politik sogar dafür gesorgt 
worden, dass Fachleute, die dort beschäftigt und nach Tarif bezahlt werden könnten, 
nicht eingestellt worden sind? – Dann muss man korrigieren. Aber dann habe ich eine 
andere Situation. Dann ist eine Struktur entstanden, mit der ich arbeiten kann. Die kann 
ich ertüchtigen, und dort ist dann auch schon Personal beschäftigt worden. Im Moment 
haben wir dort gar nichts. Wir haben keine Arbeitnehmer, die wir nach Tariflohn bezah-
len können. Die Struktur muss erst entstehen; sie muss geschaffen werden. Dazu passen 
aber, wenn Sie die hohe Hürde des Tarifrechts anlegen, die Bedingungen nicht.  
 
 
Abg. Wiebke Knell: Ich möchte mich erst einmal bei allen Anzuhörenden bedanken. Ich 
habe noch ein paar Verständnisprobleme, die wir vielleicht lösen können. Herr Meysner 
hat eben auch versucht, herauszubekommen – ich bin nicht so richtig schlau daraus 
geworden –: Kann man Ehrenamtlichen eine Aufwandspauschale zahlen oder nicht, 
oder verhindert das das Tariftreuegesetz? 
 
Ich habe auch noch eine Frage an Herrn Raupach: Wie lange, glauben Sie, braucht 
man zum Aufbau einer Vermarktungsorganisation? Dauert das wirklich fünf Jahre, oder 
was haben Sie da für Ideen? Ich kann durchaus die Bedenken verstehen; denn ich 
komme aus dieser strukturschwachen Region, die jetzt mehrfach angesprochen wurde. 
Ich glaube auch, es werden Menschen, die am Wald interessiert sind oder im Forstamt 
arbeiten, da mit einspringen müssen. Das ist ganz klar. Aber irgendwie ist das ein 
schwieriges Thema. Vielleicht können Sie da noch einmal aufklären.  
 
 
Herr Raupach: Ich glaube, die Frage, ob man Ehrenamtlichen eine Aufwandspauschale 
ohne Tarifbindung zahlen kann, kann man bejahen. Das wird nicht das Problem sein. Ein 
Problem wird dann entstehen, wenn Sie jemandem mit einem Anstellungsvertrag eine 
Teilzeitaufgabe übertragen. Aber das ist notwendig, wenn Sie diese Strukturen wirklich in 
Gang bringen wollen, nicht nur in Form des übergeordneten Zusammenschlusses der 
Holzvermarktungsorganisationen – also der zu gründenden forstwirtschaftlichen Vereini-
gung –, sondern auch auf der Ebene der Forstbetriebsgemeinschaften. Da findet die 
Kommunikation mit den Mitgliedern statt; das ist die zeitintensive Arbeit. Das haben bis-
her die Forstämter in hohem Maße mit übernommen. Die dürfen das nicht mehr; die 
können das in Zukunft nicht mehr. Da muss also Manpower bzw. Womanpower hinein.  
 
Die zweite Frage war: Wie viel Zeit werden wir denn brauchen? Das ist ein Blick in die 
Glaskugel. Wir werden in den Regionen, in denen jetzt schon Holzvermarktungsorgani-
sationen in Gründung sind, Ende dieses Jahres wahrscheinlich die ersten Strukturen se-
hen. Die werden möglicherweise, weil da Fachleute beschäftigt sind, die nach Tarif be-
zahlt werden, relativ schnell leistungsfähige und wirtschaftlich tragfähige Organisations-
strukturen haben.  
 
Anders ist das aber in den Regionen, in denen sich das alles bisher ehrenamtlich vollzo-
gen hat und in denen auch keine großen Wald besitzenden Kommunen liegen. Die 
größten Kommunen haben 1.300 ha Wald; vielleicht ist auch einmal eine Kommune mit 
2.000 ha dabei. Aber allein in den neun Forstamtsbezirken, die sich von Witzenhausen 
über Schwalmstadt bis zum Landkreis Hersfeld-Rotenburg und darüber hinaus erstre-
cken, gibt es wahrscheinlich 100 Kommunen mit 26.000 ha Waldbesitz. Das sind Kom-
munen, die 200 oder 300 ha Wald besitzen, und dafür können sie erstens keinen Förster 
beschäftigen – d. h. sie müssen überbetrieblich zusammenarbeiten –, und zweitens gibt 



Tm/my – 19 – ULA 20/4 – 29.05.2019 
 
 
es in den dortigen Kommunalverwaltungen niemanden, der sich wirklich fachlich inten-
siv mit dem Wald beschäftigt hat.  
 
Das heißt, Sie müssen wirklich Zeit aufwenden, überzeugen, reden und Veranstaltungen 
durchführen. Das machen wir jetzt seit zwei Jahren. Permanent haben wir irgendwelche 
Beratungskontakte mit Kommunen und mit Forstbetriebsgemeinschaften. Wir merken, 
wie unglaublich zäh das ist. Das heißt, ich kann Ihnen wirklich nicht sagen, ob wir in zwei 
oder in drei Jahren so weit sind. Die Erfahrung, die in Bayern gemacht wurde, besagt, es 
ist realistisch, einen Zeitraum von zehn Jahren anzunehmen, bis so etwas entsteht. Des-
halb sage ich auch, dass der Zeitdruck, der durch die Kartellbehörde aufgebaut wurde, 
der Aufgabe, die da zu bewältigen ist, völlig unangemessen ist. Das ist völlig unrealis-
tisch.  
 
Wir haben auch in den Arbeitsgruppen zur Entwicklung der Holzvermarktung vorge-
schlagen, in unterschiedlichen Geschwindigkeiten vorzugehen. Die Strukturen, in denen 
wir große, zusammenhängende kommunale Waldflächen haben, sind wesentlich leis-
tungsfähiger. Denen kann man auch mehr abverlangen. Wenn das so entsteht, wie es 
sich jetzt abzeichnet, sind die ersten 800.000 Festmeter Holz aus dem Vermarktungszu-
sammenschluss – aus der Bündelung – von Hessen Forst heraus. Dann ist schon ein rie-
sengroßer Schritt in Richtung Angebotswettbewerb gemacht. Das ist ein ganz klares 
und evidentes Signal für das Kartellamt, dass wir in Hessen auf einem guten Weg sind – 
übrigens ohne Kartellverfahren. Das möchte ich noch einmal betonen.  
 
Dafür möchte ich auch der Frau Ministerin noch einmal ganz deutlich danken: Wir sind 
wirklich froh, dass dieser Dialog über die Verbände mit dem Ministerium – mit der Lan-
desregierung – so gut funktioniert, auch wenn wir unterschiedliche Auffassungen haben 
und wenn es strittig ist. Wir kommen ohne ein Kartellverfahren aus. Wenn das Kartellamt 
ein Verfahren gegen das Land Hessen eröffnen würde, könnten wir so nicht mehr mitei-
nander sprechen, weil wir dann nämlich Antragsgegner wären, und das würde die 
ganze Geschichte nur noch mehr lähmen.  
 
Deshalb glaube ich, dass wir, wenn wir mit Ergebnissen nach Bonn reisen und sagen 
können: „Wir haben das, das und das schon auf den Weg gebracht, so wird es jetzt, 
aber wir haben riesengroße Schwierigkeiten durch die witterungsbedingten Kalamitä-
ten im letzten Sommer, und wir haben riesengroße Schwierigkeiten mit den ehrenamtli-
chen Strukturen in Nord- und Osthessen; gebt uns bitte noch ein, zwei Jahre mehr Zeit“, 
dort auf jeden Fall gehört werden.  
 
 
Herr Thiel: Ich möchte noch einen Satz zur Förderung loswerden. Dass eine Fläche von 
10.000 ha zu groß und unpraktikabel ist, haben wir schon gehört. Man muss sich aber 
auch vorstellen, in den ersten drei Jahren müssen 120.000 Festmeter Holz vermarktet 
werden. Wir von den Familienbetrieben Land und Forst fragen uns: Woher sollen die 
kommen? Jeder Waldbesitzer ist froh über jeden grünen Baum, den er im Wald hat. Es 
gibt Betriebe, die hatten im letzten Jahr einen zehnfachen Hiebseinschlag.  
 
Von daher plädieren wir dafür, den Förderungszeitraum auf mindestens fünf Jahre aus-
zudehnen, sodass man sagen kann, in den ersten zwei Jahren kümmert man sich um 
die Schäden, arbeitet das Kalamitätsholz auf und muss nicht sofort Holz verkaufen. 
Nach diesen zwei Jahren hat sich der Holzmarkt hoffentlich ein Stück weit entspannt, 
und man kann beginnen, ganz normale Forstwirtschaft zu betreiben, und die Organisa-
tionen mit allem, was dazugehört, weiter aufbauen.  
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Vorsitzende: Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir 
zum Ende der Anhörung.  
 
Sehr geehrte Herren Angehörte, ich darf Ihnen im Namen des Ausschusses herzlich für 
Ihre Stellungnahmen danken und dafür, dass Sie uns Rede und Antwort gestanden ha-
ben. Ich wünsche Ihnen eine gute Heimfahrt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wiesbaden, 14. Juli 2019 


